
; Beglaubigte Abschrift -

g g P6*'S iti ril l rt tr $ r'11 ffi*

21, FE8. 2018

hläküi ,j Fili:.,r!'iii,i i

Landgericht
Oldenburg

lm Namen des Volkes

Urteil

I O 2865/16

ln dem Rechtsstreit

Stadtwerke Delmenhorst GmbH vertr. d. d. GF, Fischstraße 32-34,27749 Delmenhorst
- Klägerin -

Prozessbevo I lmächtigter:

gegen

1.G

2. Gr

27749 Delmenhorst

27749 Delmenhorst

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Näke und Partner, Waller Heerstr. 99, 28219 Bremen
Geschäffszeichen: i

Verkündet am 1LO2.201I

Bastian, Ju8lizangcstellte

- Beklagte -





Tatbestand:

Die Klägerin verlanqt von den Beklaglen, die sie im Rahmen der Grundversorgung an derAbnahmestelle in Delmenhorst mit Erdgas beliefert lvertragsnümmier.' Kundennummer :r, die Bezahlung von Rückständen aus ihren
Rechnungen vom 18.2.2009 bis .t3.9.201S.

Die Klägerin behauptet, die Jahresrechnungen 2009, die Zwischenrechnung 2009, die
Jahresrechnung en 201o-201s seien nicht vollständig bezahlt worden, insoweitlrgebe sich
der eingeklagte Rückstand zur Höhe von 5.730,97 €. soweit die Beklatten ihre
Jahresrechnung nicht innerhalb von 14 Tagen nach Zugang bezahlt hätten, seien sie-gemahnt
worden, sodass sle sich spätestens einen Monat nach dem jeweiligen RechnungsJatum in
Vezug befunden hätten. Der Netto- Arbeitspreis (cukwh) für Erdgas habe sicl ab 2006
insgesaml 14 Mal geändert und zwar wie folgt:

1. 1.2006
1.10.2@6
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1.1.2008
1.4.2008
1.10.2008
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1,4.20@
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sie habe bei der Erhöhung zum 'l .10.2006 auf s,o2 cukwh nicht einmal ihre volle
Kostensteigerung an die Kunden weitergegeben. Zur Begründung verueise sie auf ziffer 21
des Ergänzungsgutachtens vom 2z.g.zo12 im verfahren vor dem Landgericht oldenburg zu
Aktenzeichen I s s74l06. Der Rohertrag aus dem verhältnis umsatzerlöse zu
Materialaufwand habe sich gegenüber den Jahren 2004 und 20os in 2006 erheblich
verschlechtert gehabt.

lhre Forderungen seien auch nicht verjährt. Am 29.09.2010 hätten die parteien vor dem AG
Delmenhorst zu Az.: 41 c 1233 (rv) einen Teirvergreich . geschrossen, der einen
Verjährungsverzicht der Beklagten zu allen Gaspreiserhöhungen bis zum Abschluss des
Verfahrens I s 574106 beinhalte. Dieses sei mit Zustellung des BGH-Beschlusses vom
26.O4.2016 am 12.05.201|6 abgeschlossen gewesen.

Die Preisänderungen seien von ihr ordnungsgemäß am ich bekannt gemacht worden.
Kundenmitteilungen seien fär die Gaspreisänderungen am 1.10.2006 uno t . t .zooz ni"r,t
g"!9t9n gewesen, (übergangsregerung § 23 cascw 2006 in Verbindung mit § 11s Abs. 2
EnwG 2005). ohnehin hätten die Beklagten mit widerspruchsschreiben ,om tt.tz.zoog
(Anlage 81) den am 31.12.2006 geltenden preis, also S,O2 CVkWh akzeptiert.

In dpr ersten streitbefangenen Rechnung vom 19.2.2009 seien Gaspreiserhöhungen zum
1.4'2ooa auf 5,06 ct/kwh, zum '1.10.2008 auf s,76 cukwh und zum t. t.zoo9 auf s,4ö cukwh
enthalten gewesen. Der Gaspreiserhöhung zum 1.4.200g sei seitens der Beklagten nicht
widersprochen worden. Dieser Neltoarbeitspreis sei daher nach der BGH-Rechtslprechung
zum. vereinbarten Preis geworden. Der Gaspreiserhöhung zum 1.10.200g hätten die
Beklagten am 29.9.2008 widersprochen und wie in der Anrage 81 den zum 31:12.2006
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